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Das Büchlein von Balthasar
Glättli ist dünn und es hat einen
provozierenden Titel: «Es kom-
men die Richtigen», so nennt
er seine «Klarstellungen zur
SchweizerAsyldebatte». Stimmt
das tatsächlich?

Die Debatte wird nicht nur in
der Schweiz geführt, sondern
überall um uns herum.Der Bun-
destagswahlkampf in Deutsch-
land kennt kein anderes Thema,
und in den USA verspricht Do-
nald Trump die grosse Massen-
ausweisung von Migranten an
der Südgrenze.

Ist die aktuelle Debatte der
tatsächlichen Grösse des Prob-
lems angemessen? Das ist einer
der grössten Streitpunkte zwi-
schen rechts und links, wie das
Gespräch zwischen SVP-Natio-
nalrätin Barbara Steinemann
und Grünen-Nationalrat Baltha-
sar Glättli zeigt.

«Es kommen die Richtigen»
heisst das Büchlein von
Balthasar Glättli. Haben Sie
es gelesen, Frau Steinemann?
Barbara Steinemann: Ich habe es
angeschaut.Wir haben ganz klar
eine andere Meinung: Es kom-
men die Falschen. Nehmen wir
zumBeispiel dieTürkei.Viele ha-
benAsyl erhalten,weil sie denBe-
hörden gekaufte – durch Beste-
chung erworbene – Haftbefehle
vorgelegt haben. Hinzu kommt
dieKriminalität. JedervierteDieb-
stahl oder Einbruch geht auf das
KontovonAsylsuchenden.Voral-
lem Personen aus Maghrebstaa-
ten sinddafürverantwortlich,ob-
wohlweniger als ein Prozent von
ihnen Asyl erhalten.

Herr Glättlis Argumentation
überzeugt Sie also nicht?
Steinemann: Nein, gar nicht.

Sind die Gruppen, die Frau
Steinemann genannt hat
und die in der SchweizAsyl
beantragen,wirklich
die Richtigen,Herr Glättli?
Balthasar Glättli: Ja, es kommen
die Richtigen. Die nationale
Schutzquote lag in den letzten
zehn Jahren konstant bei etwa
drei Vierteln. Der Bund kommt
also bei 75 Prozent der Gesuche,
die in der Schweiz geprüft wer-
den, zum Schluss, dass die Per-
son tatsächlich Schutz benötigt.
Was die Kriminalität angeht: Eine
Studie hat gezeigt, dass die mas-
siv reduzierte Sozialhilfe Klein-
kriminalität wie Ladendiebstäh-
le begünstigt. Teilweise sind das
also Armutsdelikte.

Manche kommen aber auch
in die Schweiz, umDelikte zu
verüben. Unter demVorwand,
Schutz zu suchen.
Glättli: Klar, das darf man nicht
schönreden. Aber die meisten
jungen Männer aus dem Magh-
reb erhalten ja eben kein Asyl,
wie Frau Steinemann selbst ge-
sagt hat. Der Bund hat für sie
Schnellverfahren eingeführt.
Wenn man die Asylstatistik von
2023 anschaut, sieht man übri-
gens, dass wesentlich mehr Per-
sonen in Maghrebstaaten zu-
rückgekehrt als neu angekom-
men sind. Die SVP foutiert sich
aber um solche Zahlen. Sie fou-

tiert sich auch um das geltende
Recht. Die SVP hat eine eigene
Definition davon,was «richtige»
Flüchtlinge sind. Das geht nicht.
Wir haben ein Asylgesetz.

Der Bund hat vor kurzem
angekündigt, dass er ein
Vorverfahren für Personen
mit geringen Chancen auf Asyl
prüft. Eine gute Idee?
Glättli: Ich finde es sinnvoll, die
Gesuche von Personen aus
Maghrebstaaten schnell zu be-
handeln. Dann soll man aber
auch dort beschleunigen, wo
die Chancen sehr gross sind. Ein
Vorverfahren braucht es ausmei-
ner Sicht nicht. Jeder hat das
Recht darauf, dass sein Gesuch
geprüft wird.
Steinemann:Noch etwas Grund-
sätzliches: Was entscheidet bei
den weltweit Millionen von ge-
flüchteten Menschen, wer in die
Schweiz kommen darf? Die
Realität ist hässlich: Es ist das

Geld. Zu uns kommen jene, die
Schlepper bezahlen können. Die
anderen müssen irgendwo in
Flüchtlingslagern bleiben.

Heisst das, dass die Schweiz
vermehrt Gruppen von
Flüchtlingen direkt aus Lagern
aufnehmen sollte, über das
Resettlement-Programm
derUNO?
Steinemann: Das wäre – wenn
schon – besser. Aber derzeit geht
das nicht,weil zu viele auf eigene
Faust kommen. Der Bund hat die
Resettlement-Programme auf
Druck der Kantone sistiert. Zu
Recht.Am stärksten belastet sind
die Gemeinden. Ich komme aus
dem Bezirk Dielsdorf im Zürcher
Unterland. Die 22 Gemeindeprä-
sidenten haben Bundesrat Beat
Jansgemeinsamgeschrieben,dass
es so nichtweitergehe. Ich sehe es
auch in meiner Gemeinde, in Re-
gensdorf.Wirwissen nicht mehr,
wohinmit denLeuten.Die Erwei-
terungvonAsylanlagenhabendie
Stimmberechtigten im Zürcher
Unterland überall abgelehnt.

Was schliessen Sie daraus?
Steinemann: Der Stimmbürger
hat die Nase voll. Entwedermuss
man das Problem jetzt lösen,
oder dann gibt es Umwälzungen,
wie wir sie in anderen Ländern
beobachten können.Trump,Me-
loni, Deutschland, Österreich …
Glättli:Da ruftwieder einmal der
Brandstifter nach der Feuerwehr.
Deine Partei, die SVP, hetzt die
Leute auf und schafft eine Stim-
mung, die Lösungen verhindert.
Bei den Geflüchteten aus derUk-
raine war die Grundstimmung
anders, wenigstens zu Beginn.
Und siehe da: Plötzlich war vie-
les möglich.
Steinemann: Jetzt zeigt sich, wie
ideologisch du bist. Deine Lö-

sung ist: weiter wie bisher. Pro-
bleme verdrängen. Kriminalität
ignorieren.
Glättli: Man kann nicht klagen,
es gebe Probleme, etwa bei der
Unterbringung, und gleichzeitig
die Lösungen verhindern – wie
bei den Containerdörfern, die
das Parlament abgelehnt hat.
Steinemann: Eine Lösung muss
doch bei der Ursache ansetzen:
Es kommenviel zu viele. Das hat
Folgen. Zum Beispiel für den
Wohnungsmarkt. Wir mussten
in Regensdorf mehrere Liegen-
schaften anmieten.
Glättli:Auch hiermöchte ich jetzt
einfach mal die Zahlen auf den
Tisch legen. Ich habemich näm-
lich beim Bundesamt für Statis-
tik erkundigt, wer durch welche
Tür in die Schweiz kommt. Wie
viele über die Arbeitsmigration
und wie viele über Asyl.
Steinemann:Arbeitsmigration ist
etwas völlig anderes.
Glättli: Auch Arbeitsmigranten
brauchen eineWohnung.

Wie viele kommen denn
nun durchwelche Tür
in die Schweiz?
Glättli:Von jenen,die in den letz-
ten zehn Jahren in die Schweiz
kamen und Ende 2023 noch hier
waren, sind bloss 6,8 Prozent auf
dem Asylweg gekommen. Hinzu
kommen 5 Prozent Ukrainerin-
nenundUkrainer. 88 Prozent ka-
men zwecksArbeitsmigration.Es
ist absurd, wenn jetzt sogar FDP
und Economiesuisse sagen, die
Asylsuchenden seien für die
«Masseneinwanderung» verant-
wortlich. Das stimmt einfach
nicht. Ein Problem ist auch, dass
man immernurvon jenen spricht,
die kommen, und nie von jenen,
die wieder gehen. Rückkehr fin-
det statt!
Steinemann:Tatsache ist, dass die
Schweizer Bevölkerung extrem
wächst. Zwischen 2000und 2023
haben fast eine halbe Million
Menschen ein Asylgesuch ge-
stellt. Man darf beim Asyl auch
die Folgen für die Sozialhilfe
nicht vergessen. Ich sitze seit bald
15 Jahren in einer Sozialbehörde
und sehe die Dossiers. Die meis-
ten Flüchtlinge und vorläufig
Aufgenommenenkannmannicht
integrieren, sie sind ein Leben
lang auf Sozialhilfe angewiesen.

Laut dem Staatssekretariat für
Migration sind nach 7 Jahren
mehr als die Hälfte – 56 Prozent
– erwerbstätig.
Steinemann:Dann sage ich es an-
ders: Als ich angefangen habe,
waren auch Schweizer und Eu-
ropäer in der Sozialhilfe. Heute
ist bald jeder Zweite ein Flücht-
ling. Gemäss Sozialhilfestatistik
sind 45 Prozent der Sozialhilfe-
bezüger aus demAsylbereich.Ein
grosses Integrationshindernis –
das ist ein Tabuthema – sind die
psychischen Probleme dieser
Menschen, der gesundheitliche
Zustand.

Sie nicken,Herr Glättli.
Glättli: Ja, jetzt redenwir endlich
über tatsächliche Herausforde-
rungen. Es geht um Menschen,
die zu uns gekommen sind,weil
sie schutzbedürftig sind.Weil sie
vor Verfolgung und Krieg ge-
flüchtet sind. Dass viele dieser
Menschen traumatisiert und
psychisch belastet sind, ist lo-

gisch.Wer gefoltertwurde, kann
das nicht einfach abschütteln.

Migration ist in ganz Europa
ein zentrales Thema. In
Deutschland haben die CDU
und dieAfD jüngst im
Bundestag einemPlan zuge-
stimmt, dermit europäischem
Recht nicht kompatibel ist. Ein
Gesetz scheiterte später. Geht es
beimAsylthema vor allem um
Rhetorik?
Steinemann:Was in Deutschland
abgeht, ist ein bisschen ausser-
irdisch. Ich habe das nicht so
eng verfolgt.Wirmüssen einfach
schauen, dass wir nicht Zustän-
de bekommen wie in Deutsch-
land.

Der Plan in Deutschland hat
Ähnlichkeitenmit der Grenz-
schutzinitiative der SVP.Hätten
Sie auchmit derAfD gestimmt,
Frau Steinemann?
Glättli:Die SVP ist ja dieAfD,wie
Ueli Maurer bestätigte.
Steinemann:Nein, die SVP ist die
SVP. Und Deutschland hat ein
völlig anderes System.Den deut-
schen Plan kenne ich nicht im
Detail. Was ich sagen kann: Wir
fordern das, was Deutschland
heute schon tut: Grenzkontrol-
len. Auch andere Länder haben
wieder Kontrollen eingeführt.

Asylsuchende könnten trotz
Grenzkontrollen ein Gesuch
stellen. Falls sie an der Grenze

zurückgewiesenwerden
sollen: Muss sich dann das
Nachbarland um sie kümmern?
Im Fall von Deutschland die
Schweiz?
Steinemann: Die Schweiz müss-
te die Leute dann natürlich auch
an der Grenze zurückweisen,
wenn andere Länder das tun
würden.Aber ja, auchmit Grenz-
kontrollen kannman einAsylge-
such stellen. Deshalb muss man
auch über die Auslagerung von
Asylverfahren in Drittstaaten
sprechen. Andere Länder versu-
chen das bereits – Dänemark,
Grossbritannien, Italien …

Bisher sind aber alle Versuche
gescheitert.

Kommen die richtigen Asylbewerber zu uns?
Streitgespräch zur Asylpolitik Die SVP ist überzeugt: Es kommen die falschen Flüchtlinge zu uns. Die Linken halten dagegen.
Wo liegt die Wahrheit? EinWortgefecht zwischen Balthasar Glättli (Grüne) und Barbara Steinemann (SVP).

«Da ruft wieder
einmal der
Brandstifter nach
der Feuerwehr.»
Balthasar Glättli
Grünen-Nationalrat

Wer soll in die Schweiz flüchten dürfen? Und wer bleiben? Balthasar Glättli (Grüne) und Barbara Steinemann (SVP) im Gespräch.
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Bilaterale Verträge Bereits heute
ist klar: Das Stimmvolkwird das
letzteWort zumneuenVertrags-
paketmit derEU haben.Umstrit-
ten ist allerdings, ob es für die
Zustimmung neben dem Volks-
auch das Ständemehr braucht.

Die Gegner der Bilateralen III
wollen die neuen EU-Verträge
demobligatorischenReferendum
unterstellen.Dannbraucht es das
Ständemehr,womit dieHürde für
die EU-Verträge höher ist. Bei ei-
nem fakultativen Referendum
würdediese zusätzlicheErforder-
nis wegfallen – und die Gegner
müssten 50’000 Unterschriften
sammeln, was für die SVP aller-
dings kein Problem sein sollte.

Den Entscheid, ob die Verträ-
ge dem fakultativen oderdemob-
ligatorischenReferendumunter-

stehen, fällt derBundesrat.Dabei
berücksichtigt er auch die Emp-
fehlungen derAussenpolitischen
KommissionendesNational- und
des Ständerats. Jene des Natio-
nalrats hat sich gesternmit 15 zu
10Stimmendafürausgesprochen,
die EU-Verträge nur dem fakul-
tativenReferendumzuunterstel-
len. Die Kommission stützte sich
dabei auf einGutachten des Bun-
desamts für Justiz.Dieses kommt
zum Schluss, dass es keine Ver-
fassungsgrundlage dafürgibt, ein
Ständemehrzuverlangen.Mit an-
derenWorten: Rechtlich gesehen,
müsste der Bundesrat die Bilate-
ralen III dem fakultativen Refe-
rendum unterstellen, womit das
Volksmehrgenügenwürde.Offen
ist jedoch, ob sich der Bundesrat
an die Empfehlungen hält. (br)

Ständemehr soll für die Verträge
mit der EU nicht nötig sein

Steinemann:Wir sind dermassen
von Richtern und Konventionen
gesteuert, dass wir kaum noch
handlungsfähig sind.

Europa versuchtmit der
Asylreform ein gemeinsames
Vorgehen.Wie sehen Sie das?
Steinemann:AmReissbrett ergibt
das Sinn.Aber jedes Land schaut
doch am Ende für sich.
Glättli: Ich möchte auf Deutsch-
land zurückkommen.Mirmacht
dasAngst: Einzelereignisse füh-
ren dazu, dassman bereit ist, das
Fundament des Rechtsstaats
über Bord zu werfen.

Mit «Einzelereignis»meinen
SieAnschläge und Gewalttaten

mit Todesopfern.Haben Sie
keinVerständnis dafür, dass
dasAngst und Empörung
auslöst?
Glättli: Doch. Kein Verständnis
habe ich dafür, dassmanTäter je
nach Herkunft anders beurteilt.
Wenn einDeutscherohneMigra-
tionshintergrunddurchdreht und
jemanden umbringt, ist es tra-
gisch, aber ein psychiatrischer
Fall. Wenn der psychisch ange-
schlagene Täter ein Asylsuchen-
der ist, sieht man dagegen die
Sicherheit des Landes in Gefahr
– und will allen Asylsuchenden
mit absoluter Härte begegnen.
Dabei macht man einfach die
Hausaufgaben nicht: In Solingen
wurde ein Mann zum Täter, der

gerade nicht in seinerUnterkunft
war, als die Polizei ihn zur Ab-
schiebung abholen wollte. Da-
nachpassierte einfachnichts.Das
ist ein Versagen der Bürokratie,
nicht der Asylpolitik.
Steinemann:Wirmüssen aufpas-
sen, dass es bei uns nicht auch
so weit kommt. Der Geiselneh-
mer von Yverdon hätte auch in
ein anderes Land geschicktwer-
den sollen.
Glättli: Ich kritisiere, dass die Ge-
sellschaft und dieMedien je nach
Herkunft desTäters völlig anders
reagieren. Für mich ist ein Mord
ein Mord. Jeder solche Fall ist ei-
ner zuviel.Aberwirkönnennicht
alleMenschen,die hier rechtmäs-
sig Schutz suchen, für die Taten
Einzelner in Sippenhaft nehmen.
Steinemann: Wir haben genü-
gend eigene Gestörte und Krimi-
nelle. Wir brauchen nicht noch
jene aus dem Asylbereich. Diese
begehen überproportional viele
Taten. Es ist doch so: Die Einzel-
ereignisse häufen sich. Deutsch-
land hat keineAhnung,wer alles
imLand ist.Das ist in derSchweiz
nicht viel anders. Viele kommen
ohne Dokumente.

Der Bund klärt dann abermit
viel Aufwand ihre Identität ab,
nicht?
Steinemann: Ja. Aber man kann
unbemerkt ein- und ausreisen.
Das ist doch ein totaler Kontroll-
verlust.

Wie liesse sich das verhindern?
Steinemann:Grenzkontrollen! Es
heisst dann immer, da müssten
Mauern rundumdie Schweiz ge-
baut werden. Aber heute gibt es
moderne technische Mittel. Und
die Grenzkontrollen haben jahr-
zehntelang funktioniert! Erst seit
Dezember2008 kontrolliertman
die Grenzen nicht mehr. Wegen
Schengen. Kontrolliert wurden
vorher übrigens nicht alle, son-
dernnuretwadrei Prozent – aus-
gewählt von geschulten Grenz-
wächtern.
Glättli: Jetzt hast du eine interes-
sante Zahl genannt. Drei Prozent
wurden früher kontrolliert, als
es noch Grenzkontrollen gab.
Drei Prozent! Und das nenntman
bei der SVP dann geschlossene
Grenzen. Das ist doch Wolken-
beigerei. Überall sagen die
Rechtspopulisten und Rechts
extremen den Leuten, alles sei
ausser Kontrolle geraten und sie
hätten die Lösung. Und die Lö-
sung ist, drei Prozent der Leute
zu kontrollieren?!
Steinemann:Das ist jetzt morali-
sche Erpressung. Wenn man
nicht dafür ist, dass jeder in die
Schweiz kommen kann, ist man
gleich rechtsextrem.
Glättli: Moralische Erpressung
ist, zu behaupten, alles sei aus-
ser Kontrolle und wenn man

nicht irgendeiner SVP-Initiative
zustimme, sei man mitschuldig.
Es geht ummehr als Asylpolitik.
Es geht um die Frage, ob wir die
Errungenschaften der Moderne
hochhalten, den Rechtsstaat
stärken statt schlechtreden. Das
Asylrecht ist im Kern ein urlibe-
rales Recht. Es schützt den Ein-
zelnenvor derGewalt eines Staa-
tes. Deshalb verstehe ich nicht,
dass dasAsylrecht beim Freisinn
bald keine Fürsprechermehrhat.

Stehen Sie grundsätzlich
hinter demAsylrecht,
Frau Steinemann?
Steinemann: Ja, natürlich. Aber
die Umstände haben sich verän-
dert. Und es steht nirgendwo,
dassman den Schutz nicht in ei-
nem Drittland bieten kann. Das
wäre vielleicht der gangbare
Weg. Es ist einfach nicht realis-
tisch, alle aufzunehmen.

Ist die Auslagerung
in Drittstaaten realistisch?
Steinemann: Ja, durchaus, wenn
man sich auf internationalerEbe-
ne darauf verständigenwürde.
Glättli: Der Deal, den die rechten
Tories in Grossbritannien mit
Ruanda gemacht haben, war ab-
surd. Grossbritannien hätte über
1,8 Millionen Franken bezahlt –
pro Flüchtling! Geplant war,
300 Personen nach Ruanda zu
bringen. Lächerlich.

Im letzten Jahr ist die Zahl der
Asylgesuche gesunken. Für das
laufende Jahr rechnen die
Behördenmit einemweiteren
Rückgang.Wird sich die Lage
nicht ohnehin beruhigen?
Steinemann: Das sind nur Prog-
nosen. Der Bund hat sich be-
kanntlich bei Prognosen schon
arg getäuscht. Zudem:Wenn die
Asylzahlen ein wenig zurückge-
hen, nützt das nichts.

Wie vielewären denn für
Sie nicht zu viele?
Steinemann: Ichmöchte das nicht
an einer Zahl festmachen.
Glättli:Die neuste SVP-Initiative
schon: Sie will nicht mehr als
5000 Asylsuchende im Jahr.
Steinemann: Man darf einfach
nicht vergessen, dass all diese
Leute integriertwerdenmüssen.
Viele sind junge Männer, viele
sind Moslems. Das sprengt un-
sere Integrationskraft.

Ist unsere Integrationskraft
unbegrenzt, Herr Glättli?
Glättli: In den letzten 30 Jahren
verzeichnete die Schweiz im
Schnitt 20’000 Asylgesuche pro
Jahr. Der Anteil an der Bevölke-
rung sank von 3 auf 2 Promille.
Wer da von einem Notstand
spricht, redet den Notstand her-
bei.MeinVorschlag:Wennweni-
ger als 25’000 im Jahr kommen,
nehmen wir entsprechend Res-
tettlement-Flüchtlinge auf, sonst
nicht.
Steinemann: BalthasarGlättli hat
das Gefühl, wir könnten unend-
lich viele aufnehmen. Zudem:
Resettlement-Flüchtlinge sind
oft sehr krank oder behindert. Sie
belasten das Gesundheitswesen.
Glättli:Das ist jetzt genau das po-
pulistische Gerede: «Der Glättli
will alle aufnehmen.» 25’000 sind
nicht alle und auch nicht unend-
lich viele! Die Schweiz als reiches
Land kann das bewältigen.

Kommen die richtigen Asylbewerber zu uns?
Streitgespräch zur Asylpolitik

«Zu uns
kommen jene,
die Schlepper
bezahlen
können.»
Barbara Steinemann
SVP-Nationalrätin

Wer soll in die Schweiz flüchten dürfen? Und wer bleiben? Balthasar Glättli (Grüne) und Barbara Steinemann (SVP) im Gespräch. Foto: Adrian Moser

460 Millionen Franken. So viel
möchte derBundesrat jährlich bei
der Bildung, Forschung und In-
novation sparen. Dagegen weh-
ren sich nun Swissuniversities,
derETH-Rat, der Schweizerische
Nationalfonds (SNF), Innosuisse
und die Akademien der Wissen-
schaften. Sie haben gestern die
Sparmassnahmen kritisiert.

Sie wollen, dass der Bund die
Bildungverschont,denn«eine In-
vestition in Wissen bringt noch
immerdie besten Zinsen», zitier-
teMichaelHengartner, Präsident
des ETH-Rats, den Gründervater
der USA, Benjamin Franklin. Bei
der Bildung zu sparen, verstärke
dagegen den Fachkräftemangel.
Gut ausgebildete Fachkräfte sei-
enwichtig,um in derSchweiz ein
hohes Lohnniveau zu ermögli-
chen, was sich positiv auf die
Steuereinnahmen auswirke. Das
Entlastungspaket schwäche auch
die Forschungstätigkeit derHoch-
schulen.UndwenigerGeld in For-
schung zu investieren, schade der
Wirtschaft. Sogar die nationale
Sicherheit sehen die Sparpaket-
gegner in Gefahr.Werde doch an
den Unis auch Forschung für die
Früherkennung vonNaturkatas-
trophen betrieben sowie für die
Cybersicherheit und Technolo-
gien für die Energiewende.

Studieren nur noch Reiche?
DieHochschulen stören sich auch
anhöherenStudiengebühren.Der
Bundesrat schlägtvor,die fehlen-
de Unterstützung mit höheren
Gebühren der Studierenden zu
kompensieren. Er stützt sich da-
bei auf Vorschläge der Experten-
gruppe um Serge Gaillard. Dort
ist von einer stärkeren «Nutzer-
finanzierung» die Rede. Die Stu-
dierenden würden schliesslich
vom Studium später auf demAr-
beitsmarkt profitieren.

DerBericht derExpertengrup-
pe empfiehlt, die Gebühren für
Einheimische zuverdoppeln und
für ausländische Studierende zu
vervierfachen.

Wie teuer das Studium tat-
sächlich werden könnte, ist aber
noch nicht geklärt. Die ETH hat
allerdings vorgerechnet: Sie soll
78 Millionen einsparen. Aktuell
betragen die Studiengebühren
1460Frankenpro Jahr.Wennman
wie vorgesehen Studierende aus
dem EU-Raum gleich behandeln
wolle wie Einheimische, würde

eineVerdoppelung derGebühren
lautHengartnernicht reichen.Es
müssten alle Gebühren verdrei-
facht werden. Ein Studium wür-
de somit rund 4500 Franken pro
Jahr kosten.

Nicht alle hätten die finanzi-
ellen Mittel, ein Studium zu be-
zahlen. Bei einer Erhöhung der
Gebühren sei der Zugang fürPer-
sonen insbesondere aus beschei-
denen Verhältnissen nicht mehr
gewährleistet, was den sozialen
Aufstieg verhindere, kritisieren
die Unis.

Auch die Studierenden sind
wütend: «Bereits heute sind über
70 Prozent der Studierenden auf

Nebenjobs angewiesen, um sich
das Studium finanzieren zu kön-
nen», sagt Julia Bogdan, Co-Prä-
sidentin des Verbands der
Schweizer Studierendenschaf-
ten. «Wenn sie jetzt noch mehr
arbeitenmüssen,verlängert sich
die Studiendauer und der Ein-
tritt in den Arbeitsmarkt verzö-
gert sich weiter.»

700 SNF-Projekte gefährdet
Einweiteres Beispiel zu denAus-
wirkungenderSparmassnahmen
macht Torsten Schwede, Präsi-
dent desNationalfonds.Die Bun-
desbeiträge an den SNF sollen
um zehn Prozent gekürzt wer-
den. In den Jahren 2026 bis 2028
hiesse das, «der Nationalfonds
wäre gezwungen, die Finanzie-
rungvon 700 Forschungsprojek-
ten abzuweisen», so Schwede.
Und er ergänzt: «So können rund
2000 Stellen für junge Forsche-
rinnen und Forscher nicht mehr
finanziert werden.»

Michael Hengartner hat zwar
grossesVerständnis für die Spar-
pläne des Bundes, an denen sich
alle beteiligen müssten, aber
«wirwollen, dass nicht ein Scha-
den generiert wird, der langfris-
tig nicht mehr heilbar ist».

DieVernehmlassung zumEnt-
lastungspaket des Bundes dauert
noch bis zum 5. Mai.

Sabrina Bundi

Unis wehren sich gegen
höhere Studiengebühren
Sparkurs Im Bereich Bildung und Forschung
soll eine halbe Milliarde gespart werden.

Ein ETH-Studium
würde künftig rund
4500 Franken
pro Jahr kosten.


